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Problemanzeige 

Mit dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz1, das zum 1. März 2020 in Kraft trat, wurden die Mög-

lichkeiten verbessert, zum Zweck der Ausbildung und/oder zum Zweck der Tätigkeit als Fachkraft 

nach Deutschland einzuwandern. 

§ 16a AufenthG regelt die Voraussetzungen für die Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Berufs-

ausbildung und der Weiterbildung. Eine Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der betrieblichen Aus-

bildung wird gem. § 16a Absatz 1 AufenthG von der Ausländerbehörde (bzw. als Visum von der 

zuständigen Botschaft) nach Ermessen erteilt. Für diese Aufenthaltserlaubnis wird die Zustim-

mung der Bundesagentur für Arbeit (BA) benötigt. § 16a Abs. 1 AufenthG setzt keine Mindest-

dauer für die Ausbildung voraus und kann auch für eine einjährige Ausbildung zum/zur Pflege-

helfer_in erteilt werden.2 

§ 18 a AufenthG ermöglicht die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der qualifizierten 

Beschäftigung in eine der Ausbildung entsprechende Tätigkeit für Fachkräfte mit einer qualifizier-

ten Ausbildung in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbildungsberuf 

von mindestens 2 Jahren (vgl. § 2 Abs. 12a AufenthG). Die Aufenthaltserlaubnis wird nach Er-

messen erteilt. Sie bedarf der Zustimmung der BA. Sofern es sich um eine als Ausbildung staat-

lich anerkannte zweijährige Helferausbildung handelt, kann diese Aufenthaltserlaubnis erteilt 

werden.3 Für Pflegehelfer_innen mit einjähriger Ausbildung ist die Erteilung dieser Aufent-

haltserlaubnis damit ausgeschlossen. 

Für Tätigkeiten, die keine qualifizierte Ausbildung i.S.d. § 2 Abs. 12a AufenthG voraussetzen, 

kann gem. § 19c Abs. 1 AufenthG eine Aufenthaltserlaubnis erteilt werden, wenn dies in der 

Beschäftigungsverordnung (BeschV) vorgesehen ist. 

 
1 Bundesgesetzblatt I 2019 Nr. 31, S. 1307 
2 vgl. Fachliche Weisungen der BA zum Aufenthaltsgesetz und zur Beschäftigungsverordnung, Stand 
06/2021, S. 21 
3 vgl. § 8 Abs. 3 i.V.m. § 2 Abs. 12a AufenthG; Fachliche Weisungen der BA zum Aufenthaltsgesetz und 
zur Beschäftigungsverordnung, Stand 06/2021, S. 57 
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Handlungsbedarf 

Es gibt in der ambulanten und stationären Pflege einen eklatanten Mangel an Fach- und ausge-

bildeten Pflegehilfskräften, der nicht aus dem Arbeitskräftereservoir in Deutschland oder durch 

die Beschäftigung von EU-Bürger_innen gestillt werden kann. Die Anwerbung von Pflegefach-

kräften aus Drittstaaten wurde als ein Baustein, diesem Mangel abzuhelfen, daher schon seit 

längerem ermöglicht. Um die Personalbemessungsschlüssel umsetzen zu können, werden nicht 

nur Fachkräfte mit zweijähriger Ausbildung benötigt, sondern auch Pflegehelfer_innen mit ein-

jähriger Ausbildung. Daher sollte die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis auch für solche Kräfte 

ermöglich werden.  

Es wird vorgeschlagen, eine entsprechende Regelung in die BeschV aufzunehmen, die es 

ermöglicht, den Absolvent_innen einer einjährige Helferausbildung oder Personen mit 

vergleichbarer Qualifikation eine Aufenthaltserlaubnis zu erteilen. Wegen des erwiesenen 

Arbeitskräftemangels in allen Bereichen der Pflege, ist auf eine Vorrangprüfung zu verzichten.  

Änderungsvorschlag 

Nach § 6 BeschV wird folgender § 7 BeschV neu aufgenommen: 

§ 7 Pflegehelfer   

Die Zustimmung zu einem Aufenthaltstitel zur Ausübung einer versicherungspflichtigen Beschäf-

tigung als Pflegehelfer kann ohne Vorrangprüfung erteilt werden, wenn die betreffende Person 

in Deutschland eine einjährige Helferausbildung absolviert hat oder eine vergleichbare Qualifika-

tion vorliegt. 
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